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Einerlei-tote Fragen
Bei den deutsch-polnischen Verhandlungen, die aus Anlaß des Ablaufs gewisser Be-

stimmungen der Genfer Konvention vom 15. INai 1922 geführt wurden, hat nur hinsicht-
lich der w i rtsch a f t l i ch e n Fragen eine Einigung erzielt werden können. Dagegen
hat Polen gegen die Verhandlung aller Fragen, die v o l k s p o l i t von Belang
sind, gesträubt Alle diese Fragen, an denen das Deutsche Reich im Interesse einer Be-

friedung des deutsch-polnischenVerhältnisses von der volkspolitischen Seite her das größte
Interesse an den Tag gelegt hat, sind unerledigt geblieben. Die Absicht Polens, sich auf
nichts einzulassen, was seine Handlungsfreiheit gegenüber der deutschen Volksgruppe in

Ostoberschlesien irgendwie einschränkenkann, ist im ganzen Verlauf der langwierigen
Verhandlungen immer wieder in Erscheinung getreten. Es ist auch festzustellengewesen,
daß sich der polnische Widerstand gegen eine vertragliche Regelung auch der wirtschaft-

EchetäFragen überall dort besonders versteift hat, wo diese den Bereich des Volkspolitischen
eru ren.

Unerledigt geblieben ist zunächst die Frage des Schutzes der
e k W O k b e U e U N E ch k e , eine Frage, die für den wirtschaftlichen Besitzstand der

deufschfllVolkSSkUPPeOstoberschlesiensvon weittragender Bedeutung ist. Von deutscher
Seite Ist geltend gemacht Wocdelh daß der Artikel 4 der Genfer Konvention,
der VPUdem Schutzder erworbenen Rechte handelt, unb efri stete Gültigkeit hat, —

WAS tm wesenkllchellAuchdas Schiedsgericht für Oberschlesien in einem seiner Urteile
Allkkkcmnk hats Von PÄlmscherSeite dagegen ist die These vertreten worden, daß mit
dem Fortfallder Klllgkmstallz,also im vorliegenden Falle des Schiedsgerichtes für Ober-
schlkslekhMichde Recht selbst Nicht mehr besteht! (Diese These hat der Jude S i mo n

NUUdstÄUIIn der Vom PolalthkkiMinisterium für soziale Fürsorge finanziell unter-

stützkenZelkschklsk»Buc)PUJWMTZMEkvllvrnicznyi Sociologiczny«,Heft 4s1937, ver-

kkekekh Und die Polmsche Neglekung hak sie zu eigen gemacht.)
Die Weigerung, die UnbesklslekkGültigkeitdes Artikels 4 anzuerkennen, bedeutet prak-

tisch, daß Polen nicht nur die materielle Beseitigung der erworbenen

Rechte erstrebt, sondern Auch Un die Ablehnung einer angemessenen Ent-

schädigung dellkks Woraus Es ihm in erster Linie ankommt, das läßt sehr
leicht aus den sofort nach Ablauf der GenferKonvention beschlossenen Gesetzen ersehen:
Das im übrigen Polen geltende Gesetz uber die Bodenklassifikationund die Vorschriften
über die Durchführung der Agkakszokm Aus Ostoberschlesienausgedehnt worden«
Der Pleß’scheFideikomm1ß,d. die LlnveraußerlichkeitmndUnteilbarkeit des fürstlich
Pleß’schenBesitzes, ist aufgehoben unddie Bestimmungendes Erlasses über die Abgeltung
finanzieller Verpflichtungen gegenuber dem Ftskus durch die Hergabe von Grund und

Boden sind erweitert worden, Es havdelk»s·l«chhier um vorbereitende Maßnahmen für
die zwangsweiseund praktisch nahezu entschadtgungsloseEnteignung des ostoberschlesischen
Großgrundbesitzes,der zum großen Teil noch in deutschen Händen befindet.

Unekledigk ist weiter die Frage der Optanten geblieben. Pol-
nischerseits ist zu dieser Frage die These ausgestelltworden, die Personen, die für
Deutschland optiert hätten, hätten dadurch ihre negative Etnstellung zum polnischen
Staate bekundet; mit decn Ablan der Genfer Konvention hätten sie ihr Wohnrecht
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im polnischen Teil des ehemaligen Abstimmungsgebietes verloren. Dem ist entgegen-
zuhalten, daß es heute, nach 15 Jahren, unerheblich sein muß, daß diese Personen damals,
in einer Zeit der allgemeinen Verwirrung, für Deutschland optiert haben. Polen hat
schon bisher, im Rahmen der Genfer Konvention, die Möglichkeit gehabt, die deutschen
Optanten, wo ihm dies im Interesse der inneren oder äußeren Sicherheit des Staates

erforderlich schien, aus dem Lande zu weisen. Wenn es von dieser Möglichkeit keinen

Gebrauch gemacht hat, so ist das ein Beweis für das dauernd loyale Ver-
hältnis der deutschen Optanten zum polnischen Staat· Dement-

sprechend ist von deutscher Seite der Vorschlag gemacht worden, die beiderseitigen Op-
tanten mit den übrigen fremden Staatsan ehörigen rechtlich auf eine Stufe zu stellen.
Von polnischer Seite aber ist dieser billige Zorschlagnegativ beantwortet worden; n ach
polnischer Auffassung sind die bisher rechtlich besser als die

übrigen Ausländer gestellten Optanten durch den Ablauf der

Genfer Konvention zu einer Kategorie rechtloser Ausländer

g e w o r d e n. Die Angelegenheit ist in der Schwebe. Polen hat erklärt, den deutschen
Optanten zur Abwicklung ihrer Geschäfte eine A b w a n d e r u n g s f r i st v o n 3 b i s

4 M o n at e n , gerechnet vom 15. Juli d. J. an, zugestehen zu wollen; es ist auch be-

zeichnend,daß die polnischen Behörden diesen Personen seit dem 15. Juli d. J. nur noch
ganz kurzfristige, ein- bis zweiwöchigeArbeitsgenehmigungen erteilen. D i e Z a h l d e r

deutschen Optanten in Qstoberschlesien beträgt z.Zt. etwa 1600,
die der polnischen Optanten in Westoberschlesien etwa 700. Es

ist klar, daß das Deutsche Reich die polnischen Optanten genau so behandeln wird, wie

die polnischen Behörden mit den deutschen Optanten verfahren.
Es ist leicht zu erkennen, daß die genannten polnischen Thesen nicht auf juristischen

Einsichten, sondern auf politischen, in allererster Linie volkspolitischen Erwägungen be-

ruhen. So ist es bezeichnend, daß Polen jegliche Verhandlungen über

eine vertragliche Neuregelung des Teils III der Genfer Konven-
t i o n

,
der den Schutz der Minderheiten behandelt, k at e g o r i s ch a b g e l e h nt hat·

Die Weigerung, die auf der einen Seite zugestandenermaßendem Wunsche entsprungen
ist, völlig freie Hand gegenüber der deutschen Volksgruppe in Qstoberschlesien zu haben,
zwingt auf der anderen Seite zu einer Schlußfolgerung,die mit besonderem Nachdruck
hervorgehoben zu werden verdient. Die polnische Regierung hat mit der

Zurückweisung des deutschen Angebotes eines zweiseitigen
Volksgruppenschutzes deutlich zu erkennen gegeben, daß sie
1. zu der Loyalität und Gerechtigkeit der deutschen Behörden
gegenüber den polnischen Volkssplittern in Westoberschlesien
ein unbedingtes Vertrauen besitzt, und daß sie 2. diese Volks-

splitter politisch und zahlenmäßig für so belanglos hält, daß
es ihr überflüssig erscheint, ihretwegen irgendwelche Verträge
z u sch l i e ß e n. Die polnische Propagandathese von den 800 000 ,,Polen«, die es in

Westoberschlesien geben soll, wird durch die negative Einstellung der polnischen Regierung
zu den volkspolitischen Fragen des ehemaligen Abstimmungsgebietes in ebenso überzeu-
gender Weise widerlegt wie die andere These von der »natürlichen Polonisierung«der

deutschen Volksgruppe Ostoberschlesiens, die angeblich nur noch 5 bis 7 v. der Ge-

samtbevölkerungdieses Gebietes beträgt. Denn wenn es wirklich so wäre, wie die

polnische Propaganda behauptet, dann hätte die polnische Regierung es doch ganz gewiß
nicht unterlassen, das ganze Geschick ihrer Unterhändler darauf zu verwenden, den west-
oberschlesischenPolen die Chanre eines vertraglichen Schutzes zu geben, und dann hätte
sie doch ohne Bedenken einen entsprechenden Schutz für die Deutschen ihres Gebietes

in Kauf nehmen können.

Was D e u tschla n d anlangt, so hat es seinen Willen, den polnischen Volkssplittern
Westoberschlesiensauch weiterhin die freie Entwicklung ihres Volkstums zu lassen- durch
die Bereitschaft zum Abschlußeines zweiseitigen Vertrages über den Schutz der Volks-

gruppenrechte zum Ausdruck gebracht. Jm übrigen gilt das, was Oberpräsident
Wagner am 15. März d.J. auf einer Tagung der Provinzialräte von Ober- und

Niederschlesiengesagt hat: »Die in Westoberschlesien lebende polnische Minderheit wird

auch nach Ablauf des Genfer Abkommens der vollen politischen, wirtschaftlichen und

kulturellen Freiheit erfreuen können. . . . Andererseits bin ich natürlich nicht gewillt,
staatsfeindliche Umtriebe oder irredentistische Bestrebungen einer Minderheit zu dulden.
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Jn Zukunft werde ich meine Handlungsweise danach einrichten,
wie man in anderen Staaten den Volksdeutfchen begegnet." Das

volkspolitische Klima im gesamten Bereich des ehemaligen Abstimmungsgebietes wird
in Zukunft also davon abhängen, wie Polen die ostoberschlesischenDeutschen behandelt-
Darüber, daß keine Neigung besteht, die wohlerworbenen Rechte der deutschen Volks-

gruppe zu achten, sie in ihrem materiellen Besitzstand zu schonen, ihr das Recht auf den
Arbeitsplatz zu garantieren, ihr die freie Betätigung im Rahmen ihrer Organisationen
zu sichern und dem deutschen Kinde die deutsche Schule zu lassen, —- darüber, daß die

Stimmung bei den polnischen Behörden und in den Reihen der

Polnischen Verbände eindeutig auf Kampf eingestellt ist, besteht
gar kein Zweifel. An dieser Feststellung kann auch die Tatsache nichts ändern, daß die

vom Aufständischenverbandergangene Anregung, ihm die deutsche Volksgruppe Ostober-
schlesiens für 24 Stunden «zur Verfügung-zu stellen«,von den verantwortlichen Stellen
am 15. Juli mit der Anordnung der erhöhten Alarmbereitschaft der Polizei beantwortet

wurde. Dr. K.

Die neuen Abtommen über Oberfchlesieu
Mit dem Außerkrafttreten derjenigen Teile der Genfer Konvention für Oberschlesien,

deren Gültigkeit bis zum 15. Juli 1937 befristet war, hat hinsichtlichgewisser Fragen
des Verkehrs, der Wirtschaft und des Arbeitsrechtes die Notwendigkeit einer neuen

vertraglichen Regelung ergeben. Dabei ist es das Bestreben der Polen gewesen, es nach
Möglichkeitbei der bloßen Ausdehnung der sonst zwischen Deutschland und Polen gelten-
den vertraglichen Abmachungen aus den Bereich des ehemaligen oberschlesischenAbstim-
mungsgebietes bewenden zu lassen, also tunlichst jede weitere Sonderregelung für dieses
Gebiet zu vermeiden. Polen hat jedoch im Laufe der Verhandlungen nicht der

Einsicht verschließen können, daß die besondere Lage der oberschlesischen Verhältnisse
in vieler Hinsicht eine eingehendere oder auch andersartige Regelung erfordert. Das
Ergebnis der Verhandlungen ist in verschiedenen Abmachungen niedergelegt, die nach-
stehend in ihrem wesentlichen Jnhalt wiedergegeben werden sollen.

Die Eisenbahnen.
Die Verhandlungen über die Neuordnung des oberschlesischen Eisen-

b a h n ü b e r g a n g s v e r k eh r s haben zu folgendem Ergebnis geführt: Bisher be-

standen cln der DbeklchlesilchenGrenze 13 V o l l s p u r b a h n ü b e r g ä n g e ; davon

sind 10, und zwar dle wirtschaftlich wichtigsten, erhalten geblieben. Es sind dies

die Uebergänge:
Teichtvlllde—LUbliUiH Borsigwerk—Chebzie
Wildfurt—PclankAU» Hindenburg-Ruda
Brunnerk—i7;«kiedklchk3hljkke Gleiwitz Ost-Makoschau
Beuthen Stadtwald—Rvitza Buchenau—Summin

- Beuthen-Königshükke Annaberg—Olsau.

Von diesen Grenzübergängenführen die beiden erstgenannten aus dem Kreise G u k k e n-

ta g und die beiden letztgenannten aus dem Kreise R atib o r in das abgetrennte Gebiet,

während die übrigen im J n d u st r i e r e vie r liegen. Der Uebergang Borsigwerk—
Chebzie .ist nur für den Güterverkehr, der,Uebergang Beuthen Stadtwald—Roitza nur

für den Reiseverkehr offengehalten. Die bisher bestehenden Uebergänge K a k f —

Roitza, Bobrek—Chebzie und Poremba—Wolfgangsweiche, alle

drei im engeren Industriegebiet, sind g esch l o s s e n worden.

Von den 9 Schmalspurbahnübergängen, die ursprünglichin der Genfec
Konvention festgele t wurden, bleiben 2- Und zwar R o ß b e r g »- P o l e o l n o c n e

und B e u t h e n Flo r d — T r o rk e n b e r g , bestehen (nur fur den Guterverkehr).
Polen hat sich bereit erklärt, im Bedarfsfalle einen Grenzübergang sur den P r i,v a t -

gleisanschluß der Düngemittelfabrik ,,Ceres« an die Kleinbahn

Gleiwitz—Ratiborzu eröffnen. Der Uebergang der G r a f B a l l e st r e m s ch e n
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G r u b e n b a h n Preiskretscham—Nuda Slaska bleibt für Sandtransporte geöffnet-
Sonst ist von den 6 Privatbahnübergängen,die in der Genfer Konvention aufgeführt
wurden, nichts mehr übrig geblieben.

Es ist in der deutschen Oeffentlichkeit wenig bekannt gewesen, daß es auch in Ober-

schlesten (unter ähnlichen Bedingungen wie im Korridor) einen priviligierten,
d. h. paß- und zollfreien Durchgan sverkehr gegeben hat, und zwar auf
den Strecken N o f e n b e r g —(Tarnowitz— ublinitz)—B e u the n und N o i tz a —

(Karf)—Chebzie, also von reichsdeutschem über polnisches auf reichsdeutsches Gebiet
und umgekehrt. Der Durchgangsverkehr auf diesen Strecken hat in den letzten Jahren
keine besondere Bedeutung mehr gehabt; er ist mit dem 15. Juli d. J. eingestellt
worden. Auf polnischer Seite hatte zunächst wenig Bereitschaft bestanden, einen

geordneten Grenzübergangsbetriebfür den im dichtbesiedelten Industriegebiet wichtigen
S t r a ß e n b ah n v e r k eh r aufrechtzuerhalten. Es ist schließlichvereinbart worden,
daß die am oberschlestschenGrenzübergangsverkehrbeteiligten Straßenbahngesellschaften
ihre Fahrpläne für den Straßenbahn- und Autobusverkehr aufeinander abstimmen sollen-
An den Grenzübergängenist, wie bisher, in jedem Falle umzusteigen.

Mit dem 15. Juli sind die die Tarifhoheit der beiden Staaten auf den oberschlesischen
Bahnen beschränkendenBestimmungen der Genfer Konvention fortgefallen· Die Folge
davon ist an daß nunmehr auch im Eisenbahnverkehr zwischenden beiden Teilen des

ehemaligen Abstimmungsgebietes die übliche internationale T a r i f b i l d U n g mit

Frachtenbruch an der Grenze in Kraft tritt. Es hat große Schwierigkeiten bereitet, den

polnischen Verhandlungspartner, der auch in diesem Falle ängstlichdarauf bedacht war,

jede tatsächlicheoder auch nur scheinbare Beschränkung seiner freien Verfügungsgewalt
über Ostoberschlesienzu vermeiden, dazu zu bewegen, der Wirtschaft des ehemaligen Ab-

stimmungsgebietes in ir endeiner Form die Vorteile der durchgerechneten
Tarife zu erhalten. s ist gelungen, die Tarife in etwa gleicher Höhe, wenn auch in
anderer Form, zu sichern. Das durch die Genfer Konvention geschaffene gemeinschaftliche
Qberkomitee für die Eisenbahnen der Direktionen Oppeln und Kattowitz,
eine Stelle, die u. a. die Verkehrsvorschriften der beiden Direktionen und die Tarife zu

genehmigen und die täglicheVerteilung der Güterwagen auf die beiden Direktionen

vorzunehmen hatte, ist mit Wirkung vom 30. Juni d. J. au fgelöst worden. Für die

Erledigung der laufenden Arbeiten des Oberkomitees ist eine Abwicklungsstelle
geschaffen worden, die ihre Tätigkeitam 30. September d. J. einstellen wird.

Eine grundlegende Aenderung ist hinsichtlich der Zollabfertigung und Paßprüfung an

den Eisenbahngrenzübergängeneingetreten. Die bisher übliche g e m e i n s ch a f t l i ch e

Zollabfertigung und Paßprüfung ist abgeschafft und dafür, wie im

übrigen deutsch-polnischenGrenzverkehr, die getrennte Abfertigung auf den beiderseitigen
Grenzbahnhöfeneingeführt worden. Die gemeinschaftliche Abfertigung bleibt lediglich
auf dem GrenzübergangsbahnhofB e uthe n, der für den internationalen Neiseverkehr,
aber auch für den Verkehr zwischenden beiden Teilen des ehemaligen Abstimmungsgebietes
besonders wichtig ist, bis zum 15., Mai 1940 beibehalten.

Der Kleine Grenzverkehr.
Auf Grund der Genfer Konvention hatten (mit gewissen Ausnamen, die in der Person

der Betreffenden begründetwaren) alle Personen, die seit dem i. Januar 1921 ununter-

brochen im Abstimmungsgebietwohnten oder, in dem einen Teil des Gebietes wohnend, in

dessen anderem Teil beruflich tätig waren, das Recht, eine Ve r ke h r s k a r t e aus-

stellen zu lassen. Die Karte berechtigte den Inhaber, die Grenze zwischen den beiden

Teilen des ehemali en Abstimmungsgebietes beliebig oft ohne Paß und Sichtvermerk zu
überschreiten,um ich in den anderen Teil dieses Gebietes (nicht aber darüber hinaus) zu

begeben. Jm Jahre 1936 waren rund 190 000 polnische und 150 000 deutsche Verkehrs-
karten ausgestellt worden. Die Karten trugen der Tatsache Rechnung, daß über die

Grenze von 1922 hinweg tausenderlei persönlicheund wirtschaftliche Verbindungen fort-
bestanden. Sie entsprachen, wie allein schon ihre hohe Zahl beweist, einem tatsächlichen
Bedürfnis.

Gerade dieses Bedürfnis aber ist es gewesen, das die polnische Seite veranlaßt hat,
der Beibehaltung der Grenzkarten, wie sie von deutscher Seite angestrebt wurde, mit

ausgesprochener Antipathie gegenüberzustehenDurch die neu getroffene Regelung sind
die Grenzkarten d u r ch G r e n z a u s w ei se e r se tz t worden, die die innerhalb der
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DbekschlesischenG ! e n z z o n e n wohnenden Personen nach Maßgabe des deutsch-polni-
schen Abkommens über Erleichterungen im Kleinen Grenzverkehr vom 22. Dezember 1931

erk)cilten. Die Grenzzvne ist auf deutscher Seite 15 km, auf polnischer
S ei te 1 0 km b r e i t. Die außerhalb der Grenzzonen im Bereich des ehemaligen Ab-

stimmungsgebieteswohnenden Personen genießenbis zum 8 0. J u ni 1 9 3 8 g e w i s s e

P a ß e r l e i ch t e r u n g e n ; sie erhalten verbilligte Auslandspässe, die von den zustän-
digen deutschen bezw. polnischen Generalkonsulaten gebührenfreivisiert werden. Diese
Pässe und die Grenzausweise berechtigen die Inhaber zum beliebig häufigenGrenzüber-
tritt und zum befristeten Aufenthalt im entsprechenden Gebiet jenseits der Grenze. Es

ist vereinbart worden, daß die beiderseitigen zuständigenBehörden angewiesen werden,
bei der Ausstellung der Grenzausweise und Pässe und bei der Erteilung der Sichtvermerke
möglichst entgegenkommend verfahren, besonders dann, wenn es um

Arbeitnehmer handelt. Allgemeine politische Gründe sollen für die Verweigerung der

Grenzausweise, Pässe und Sichtvermerke nicht maßgebend sein.

Tatsächlichist es jedoch so, daß die zuständigenBehörden die Möglichkeithaben, die

Vergünstigungdes erleichterten Grenzübertritts den Personen vorzuenthalten, deren

Aufenthalt jenseits der Grenze sie aus diesen oder jenen Gründen nicht wünschen. Die

polnischen Behörden neigen offensichtlich dazu, den deutschen Volksangehörigen aus Ost-
oberschlesien, die in westoberschlesischenBetrieben beschäftigtsind, die Grenzausweise zu

verweigern oder sie ihnen doch nur dann weiterzugewähren,wenn auch polnischen
Volksangehörigen aus Ostoberschlesienin westoberschlesischenBetrieben Arbeitsplätze ein-

geräumtwerden. Für den Fall, daß von polnischer Seite versucht werden sollte, in der

angedeuteten Richtung einen Druck auszuüben,müßten die deutschen Behörden natür-
lich zu entsprechenden Gegenmaßnahmenentschließen.

Bezüglich der Festsetzung der Grenzübergängefür den Kleinen Grenzverkehr und der

Grenzübertrittszeiten ist eine verhältnismäßig günstige Regelung zustandegekommen.-
Eine Reihe im allgemeinen weniger wichtiger Grenzübergänge ist aufgehoben worden.

Bestehen geblieben sind im Bereich des ehemaligen Abstimmungsgebietes 36 Grenz-
ü b e r g ä n g e ; die Uebergangsstationen auf reichsdeutscher Seite sind von der ehemaligen
russischenGrenze bis zum Industriegebiet: Teichwalde, Nagelschmieden, Heidehammer,
W-üstetik0de-Hoffle Skollkllwllsseh Lllkischhosund Dramatal (= 8 Uebergänge), im
engeren Industriegebiet:Friedrichswille, Beuthen, Schomberg, Bobre»k,Biskupitz, Hinden-
bng, Delbkuckschachke-Gleiwitz und Schönwalde (=. 18 Uebergänge),und vom Industrie-
gebiet bis zum Dreiländereck: Neubersdorf, Neubersteich, Niederdorf, Hochlinden,
Waldeck, Markdorf, Nakibvk, TUNSkitch,Kreuzendorf und Schurgersdorf (= 10 Ueber-

gänge). Bei der Festsetzungder Grenzübertrittszeiten ist auf die Interessen
der Wirtschaft, insbesondere der Grenzgänger,Rücksicht genommen. Die wichtigsten
Uebergängewerden Tag und Nacht offengehalten.

Sozialversicherung.
Hinsichtlich der U n f a l l v e r s i ch e k U n g ist vereinbart worden, daß die Berechtigten,

die vor dem 1. Januar 1922 einen Unfall erlitten haben und an diesem Tage in Ostober-
schlesien oder außerhalb des Deutschen Reiches gewohnt haben, ihre Rente weiterhin von

polnischer Seite ausgezahlt EkhalkelhUnd zwar auch dann, wenn ihnen die Rente für
einen vor dem 1.Januar 1922 eingetretenen Unsall erst von einem späteren Zeitpunkt
an gewährt worden ist. (Art.179 1 und Art.182 der Genfer Konvention.) Für
die nach dem 31. Dezember 19221eingetretenenUnfälle liegt die Entschädigungspflicht
weiterhin dem Staate ob, in dem sich die Unfalle ereignen (Art. 180). Die entsprechenden,
bisher gültigen Bestimmungen über Inv,aliden- und Hinterbliebenen-
V e r s i ch e r u n g bleiben gleichfalls weiter in ,K«raft(Art. 186 Abs. 1, 2, 3). Ebenso
sollen alle genannten Bestimmungen auch auf die E i se n b a h n b e d i e n st e t e n weiter-

hin entsprechende Anwendung finden (Art.211 und 212). Auch bleibt die Leistungs-
verpslichtung Polens aus der A n g e st e l l te n v ersich er u ng gegenübersolchen Personen
aufrechterhalten, die am Tage des Ueberganges der Staatshoheit im Genuß einer Leistung
gewesen sind und ihren Wohnsitz in Ostobersrhlestengehabt haben (Art.196 Abs.1).
Ueber verschiedene Einzelfragen der Sozialversicherung hat bisher keine Einigung erzielt
werden können. Es wird also notwendig sein, in absehbarer Zeit in neue Verhandlungen
über diese Fragen einzutreten.
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Das gilt auch bezüglich der Abmachungen über die A r b e i t s l o s e n v e r s i ch e -

rung. Grundsätzlichist vereinbart worden, daß in bezug auf die Gewährung von

Arbeitslosenunterstützungan die deutschen und polnischen Staatsangehörigen, die im Grenz-
gebiet des einen Staates wohnen, eine Beschäftigung, die im Grenzgebiet des anderen

Staates ausgeübt wird, so bewertet werden soll, als ob sie im Staate des Wohnortes
ausgeübt würde. Ein im ost oberschlesischenGrenzgebiet wohnender polnischer Staats-

angehöriger, der im w e st oberschlesischen Grenzgebiet beschäftigt ist, zahlt also seine
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung im Reich und erhält im Falle der Arbeitslosigkeit
seine Unterstützungvon dem für seinen Wohnort zuständigenArbeitsamt in Polen nach-
Maßgabe der einschlägigenpolnischen Bestimmungen und umgekehrt. Die Unter-

st ü tz u n g s b e t r ä g e , die auf beiden Seiten ausgezahlt werden, werden dann g e g e n -

einander aufgerechnet.
Was die B e r u f s v e r t r et u n g e n der deutschen Volksgruppe in Ostoberschlesien

und des polnischen Volkssplitters im deutschen Teil des ehemaligen Abstimmungsgebietes
betrifft, so liegt eine Erklärung vor, derzufolge die bestehenden Gewerkschaften und

Berufsverbände ihr e T ä t i g k e it (NechtsschutzUnd Unterstützungihrer Mitglieder)
,,bis auf weiteres« fortsetzen dürfen. Es scheint, daß auch diese Angelegen-
heit angesichts der grundsätzlichunfreundlichen Einstellung der polnischen Behörden zu den

Berufsvertretungen der deutschen Arbeiter und Angestellten binnen kurzem von neuem zum
Gegenstand deutsch-polnischerVerhandlungen wird gemacht werden müssen·

Banken und Versicherungsgesellschaften.
Die in Qstoberschlesien tätigen Filialen reichsdeutscher Bänken sind in

ihrem Fortbestand insofern gesichert, als ihnen auf Grund des in Polen geltenden
Bankrechtes Konzessionen erteilt werden. Für die Filialen polnischer Banken, die etwa

in Westoberschlesien errichtet werden sollten, soll das entsprechende gelten. Solche
Filialen werden zur Zeit von der Deutschen Bank und der Dresdener Bank in Ka t t o-

witz und von der Dresdener Bank außerdem (unter dem Namen ,,OberschlesischeDiskonto-

bank«) in K ö n i g s h ü t te unterhalten. Auch die in Ostoberschlesien arbeitenden reichs-
deutschen V e r s i ch e r u n g s e se l l s ch a f t e n können auf Grund der ihnen erteilten

Konzessionen im Rahmen der jeweils geltenden polnischen Gesetze ihre Tätigkeit weiter

ausüben. Die Tätigkeit sowohl der Banken wie der Versicherungsgesellschaftenist auf das

ehemalige Abstimmungsgebiet beschränkt. Jhre rechtliche Lage hat insofern geändert,
als die Bedingungen, unter« denen sie arbeiten, nicht mehr zwischenstaatlich festgelegt sind,
sondern nach der jeweiligen polnischen Gesetzgebungregeln. Sie sind also nicht mehr
gegen eine etwaige Beschränkungihrer Arbeitsmöglichkeitgeschützt.

Politische Kirchendikiaiurin Osi-O.-G.
Der Wojewode Grazynski hat vor kurzem einem Vertreter des »Kurjer
Warszawski« gegenüber dahin geäußert, daß der Wegfall der Genfer Konvention nicht
als eine Verschlechterung der rechtlichen Bedingungen, unter denen die deutsche Volks-

gruppe Ostoberschlesiens lebe, anzusehen sei, ,,da ja die Verfassung der polnischen Nepublik
jedem Staatsbürger das Recht der Wahrung seiner Nationalität und der Pflege seiner
Sprache und seiner nationalen Eigenarten garantiert«. Was von derartigen polnischen
Erklärungen, die lediglich für den propagandistischen Gebrauch im Ausland bestimmt zu

sein scheinen, zu halten ist, hat mit überzeugenderKraßheit das am 16. Juli d.J., also
nur einen Tag nach Ablauf der Konvention, vom Schlesischen Teilgebietslandtag be-

schlossene Gesetz bewiesen, das mit einem Federstrich die Selbständigkeit
der Unierten Evangelischen Kirche Ostoberschlesiens beseitigt
der Unierten Evangelischen Kirche Ostoberschlesiens beseitigt hat.

Zum Verständnis der Bedeutung des Gesetzes muß folgendes vorausgeschickt werden:

Die Unierte Evangelische Kirche Ostoberschlesiens ist, wie noch die

Ergänzungstvahlen zu den kirchlichen Körperschaften vom 18. Oktober v. J. bewiesen
haben, eine rein deutsche Gemeinschaft Jm Jahre 1922, als das Land an Polen fiel,
gab es unter den damals etwa 80 000 Mitgliedern der Kirchengemeinden kaum einige
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Polen. Trotz des Wechsels der Staatshoheit und trotz der Verdrängung einiger zehn-
tausend evangelischer Deutscher konnte das Leben der Kirche unter dem Schutz der

Genfer Konvention im allgemeinen ohne wesentliche Störung entfalten. Unruhe wurde

in die Gemeinden erst hineingetragen, als sich die im Laufe der Jahre zugewanderten
Elemente aus den anderen Gebietsteilen des Staates in den ,,V e r e i n e n e v a n g e l i -

sch e e P o l e n« zusammenschlossen und die Kirchenbehördenmit p o l i t i sch e n Forde-
rungen bedrängten. Wobei hinzugefügt werden muß, daß diese aus dem Osten zuge-
wanderten Protestanten nicht unierten, sondern a u g s b u r g i s ch e n Bekenntnisses, in

Ostoberschlesienalso kirchenfremd sind.
Den deutschen Charakter der Kirche zu zerstören, ist der aus-

schließliche Zweck des Gesetzes vom 16.Juli. Das Gesetz ist im Wider-

spruch zur polnischen Verfassung zustandegekommen. Nach der Verfassung
nämlich ist der Staat im Falle einer Neuordnung seines Verhältnisses zur Kirche gehalten,
sich vorher zwecksVerhandlungen mit der rechtlichen Vertretung der Kirche ins Benehmen
zu setzen. Das ist im vorliegenden Fall nicht geschehen. Der Kirchenleitung ist lediglich
die Tatsache der bevorstehenden Neuordnung —- und zwar erst 48 Stunden vor der An-

nahme des Gesetzes im Landtag! — mitgeteilt worden. Das Recht, zu dem Gesetzentwurf
Stellung zu nehmen, ist ihr nicht zuerkannt worden. Dieses Verhalten hat man polnischer-
seits in der Begründung des Gesetzantrages damit zu erklären versucht, daß man die seit
1923 bestehenden Organe der Kirche als ,,völlig ungesetzlich«hinstelltel Einer solchen
Behauptung steht die Tatsache entgegen, daß sämtliche staatlichen Behörden,
ohne jemals einen rechtlichen Vorbehalt zu machen, 14 Jahre lang mit den bestehenden
Organen der Unierten Evangelischen Kirche a m t lich v e r kehrt und damit diese Or-

gane d e f a c t 0 a l s le g a l a n e r k a n n t haben. Das Gesetz ist also auf verfassungs-
widrige Weise, ohne Zustimmung der Kirche, ohne Anhörung ihrer Organe, durch einen

Beschluß des Schlesischen Teilgebietslandtags zustandegekvmmen, der das Gesetz in allen

drei Lesungen in einem Zeitraum von 55 Sekunden durchgepeitscht hat.
Durch das Gesetz vom'16. Juli d. J., dessen Bezeichnung ,,Gesetz über die

vorläufige Organisation der Unierten Evangelischen Kirche
in Polnisch-Schlesien« lautet, wird den Gemeinden das Recht genommen, durch
ihre Organe, die Gemeindevertretung und den Gemeindekirchenrat, ihre Pfarrer selber zu
wahlen. Das Recht der Pfarrerwahl ist dem neu geschaffenen Vorläufigen Kirchen-
rat zugeteilt worden,,der verpflichtet ist, fich vor der Besetzung freier
Pfclkkstellen knlk dem Wojewoden in Verbindung zu setzen. Da

z. Zt. ein großerTelldek Pfarrstellen unbesetzt ist und dass Gesetz überdies vorschreibt,
daß alle Pfarrer polnischeStaatsangehörigesein müssen, also damit zu rechnen ist, daß
die auf Grund der bisheklgenRechtslage im ostoberschlesischen Kirchengebiet tätigen
reichsdeutschen Pfarrer ihrer Aemter enthoben werden, besteht die dringende Ge-

fahr, daß schon binnen FUerm einem erheblichen Teil der durch-
weg rein deutschen Gemeinden landfremde polnische Geistliche
aufoktroyiert werden. Der Wojewode hat nach dem Gesetz das

Recht, vier Sitze ln dem Vorläufigen Kirchenrat mit ihm
g e n e h m e n L e u te n zu be tz e n. Von diesem Recht hat Grazynski auch sofort
Gebrauch gemacht-«Er hclk V ! e e a k i o n a l p v le n zu Mitgliedern des Vor-

läufigen Kirchenrates ernannt, der spUJlknun- da zwei reichsdeutsche Mitglieder aus-

scheiden mußten, aus zwei Denkst-In-Vler Polen und dem deutschen Präsidenten besteht,
also bereits eine polnische Ntehehelk aufweist.

T a k s ä ch l i ch i sk G e cl z I) N s ki
»

(Als Repräsentant des Staates) d u r ch
das neue Gesetz dek Unbkfchkankke Herr de-r Unierten Evange-
ll e n K i r ch e g e w o r d e n. Das bedeutet, daß ein o l e über das Geschickeiner

d e u t f ch e n kirchlichen Gemeinschaft bestimmtund daß ein K a t h o l i k als Diktator

über eine evangelische Kirche gebietet! Man hat es polnischerseits nicht für zu
blöde gehalten, zur Rechtfertigung eines solchen grotesken Zustandes auf die frühere

Rechtsstellung — des Königs von Preußen zu berufen und die neue Regelung als die

Wiederherstellung eines früheren Rechtszustandes zu bezeichnen. Es aber allgemein
bekannt, daß die von Grazynski in Anspruch genommenen Rechte des Konigs von Preußen

nicht auf dessen Eigenschaft als Staatsoberhaupt, sondern auf dessen Stellung als

r st e r Bischof der Unierten Kirche beruhten.
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Die Polonisierungsabsicht des Gesetzesgeht auch daraus hervor, daß die zugewanderten
evangelischen Polen, die fast durchweg nicht zur Unierten, sondern zur Evangelischen Kirche
Augsburgischen Bekenntnisses gehören, durch das Gesetz kurzerhand zu Angehörigender
Unierten Evangelischen Kirche gemacht worden sind. Damit hat eine politisch-staatliche
Stelle in einer reinen Konfessionsfrage eine ihr in keiner Weise zustehende Ent-

scheidung getroffen. Und weiter: Durch das neue Gesetz werden der schon lange
von polnischer Seite geplanten Ausdehnung des kirchlichen
Machtbereichs des Nenegaten Bursche auf das evangelische Deutschtum
Ostoberschlesiens die Wege eebnet. Denn der Art. 8 des Gesetzes sieht die Möglichkeit
eines verfassungsmäßigenZusammenschlussesder Unierten Evangelifchen Kirche mit

irgendeiner anderen Kirche oder irgendeinem anderen Neligionsverband vor; und zwar
hat hierüber der Kirchenrat zu entscheiden, dessen etwaiger Beschluß in dieser Sache der

vorherigen Zustimmung des Wojewoden bedarf.. .

Die bisherige Kirchenleitung, an deren Spitze als Präsident des Landeskirchenrates
D. Voß steht, hat zwar gegen die Vergewaltigung der Unierten Evangelischen Kirche
durch das Gesetz vom 16. Juli sowohl beim Wojewoden wie beim Staatspräsidenten
und beim MinisterprösidentenEinspr u ch erhob en und die kirchenpolitischeWider-

sinnigkeit und das verfassungswidrige Zustandekommen der neuen Regelung dargelegt.
Es ist aber nicht damit zu rechnen, daß irgendwelche staatliche Stellen finden werden,
die Wert darauf legen, dem deutschen Kirchenvolke Qstoberschlesiens zu seinem verfassungs-
mäßigen und völkischenRecht zu verhelfen, und daß an irgendeiner dieser Stellen die

Absicht besteht, der nun auch auf das Gebiet der evangelischen Kirche Ostoberschlesiens
hinübergetragenenPolonisierungspolitik des Wojewoden Grazynski entgegenzutreten. Die

Verfassung der polnischen Nepublik spricht zwar von dem Recht, Muttersprache und

nationale Eigenart zu bewahren· Aber — wehe dem, der es tut!
«

Die flowakifcheFrage
Zahlen und Wahlen.

Die Slowakei erstreckt über 49 021 qkm und besitzt nach der Volkszählung von

1930 3 329 793 Einwohner, davon 3 254 189 mit tschecho-slowakischerStaatsangehörig-
keit. Die Gesamteinwohnerzahl dürfte sich inzwischen auf rund 3 530 000 Seelen erhöht
haben. Von den 1930 gezählten Einwohnern tschecho-slowakischerStaatsangehörigkeit
bekennen sich 2 224 983 als S l o w a k e n

, 571 988 als M ad j a re n ,
147 501 als

Deutsche, 120926 als Tschechen, 91079 als Nuthenen, 65385 als Juden
und 30 626 als Zigeuner. Der Nest bekennt vor allem zur polnischem rumü-
nischen und serbischen oder kroatischen Volkszugehörigkeit.

Von allen bei den Parlamentswahlen von 1935 in der Slowakei abgegebenen gültigen
Stimmen erhielt der A u to n o m i st i s ch e B l o ck 30,11 v. Berücksichtigtman

nur die gültigen slowakischen Stimmen, so erhöht der Vomhundertsatz dieses
Blockes, dem die Slowakische Volkspartei Hlinkas, die Slowakische Nationalpartei und

die Autonomistische Bauernpartei angehören,auf rund 45 v. Da die übrigen
slowakischen Stimmen auf die »tschecho-slowakischen« zentralistischen
Parteien verteilen und derart aufgesplittert werden, daß sie praktisch in der Betrachtung
des slowakischen Problemes nicht ins Gewicht fallen, kommt dann, wenn man von einer

eigenen slowakischen Meinungsbildung spricht, lediglich diese 45 v. der Slowaken aus-

machende Bevölkerungsgruppe in Frage, die im Wahlgang 1935 hinter den Auto-
. nomistischen Block gestellt hat1).

1) An der G e s a intz a hl der abgegebenen Stimmen ist der Autonomistische Block, wie

gesagt, mit nur 30,1 v. beteiligt,ein Ergebnis, das in Anbetracht der zahlreichen in der Slowakei

siedelnden fremden Volksgruppen durchaus verständlich ist. Aber auch in diesem Rahmen ist der

Autonomistische Block die weitaus stärkste politische Gruppe. Erst im weiten Abstand folgen die

tschecho-slowakischen A g r a r i e r mit einem Anteil von 17,6 o. H» dann die Madjarische
Nationalpartei, die mit der ungarisch ausgerichteten deutschen Christlichsozialen
Landespartei koppelte, mit 14,9 v.H-, die Kommunistische Partei mit 13 v.H., die

tschecho-slowakischenS oz i a l d e m o k r a ten mit 11 v. H. usw. Wie groß die Stimmen-
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Die sloivakisrhe Schriftsprache.
Die slowakische Frage —- das ist das Problem, wann und auf welche Art das slo-

wakische Volk seine Selbstverwaltung erhalten wird, wobei der Begriff Selbstverwal-
tung im weitesten Sinne gefaßt werden muß: politisch, wirtschaftlich und kulturell.

Das Erwachen des slowakischen Nationalbewußtseins fällt,
wie bei den meisten slawischen Völkern Europas, in die zweite Hälfte des 18.Jahrhun-
derts, in jene Zeitspanne also, die vornehmlich von der d e u tsch e n R o m a n t ik her
befruchtet wurde. Dieses Erwachen, das zunächstvornehmlich als literarisch-
k u l tu r e l l e B e w e g u n g zu erkennen gab, ist aufs engste mit dem Namen des

katholischen Geistlichen Anton B er no l a k (1762—1813) und des Schriftstellers und

«Politikers Ludevit Stur (1815——1856)verknüpft· Diese beiden Männer gelten als
die Begründer der eigenen slowakischen Schriftsprache. Bis

dahin bedienten sich die in Nordungarn siedelnden Slowaken des Lateinischen oder des

Madjarisrhen als Schriftsprache, hin und wieder auch des Tschechischen. Nur vereinzelt
tauchten katholische Gebet- und Liederbücherauf, die in der slowakischen Volkssprache
abgefaßt waren. Als erster machte Bernolak an die mühevolle Aufgabe, eine

eigene slowakische Schriftsprache zu schaffen. Er baute auf einem westslowakischen,
schon stark an das Tschechischeanklingenden Dialekt auf; aber die Mehrheit der slowa-
kischenBevölkerung lehnte diese neue Normalsprache, an die sie nur schwer gewöhnen

konnte, ab. Kaum 40 Jahre später unternahm S t u r einen zweiten, glücklicherenVer-

such. Er wählte als Grundlage der neuzuschaffenden Schriftsprache einen mittel-

slowakischen Dialekt, der allen slowakischen Volksteilen verständlichwar. Das Werk
Bernolaks und Sturs wurde durch die Preßburger Sprachenkonferenz vom

Jahre 1851 gekrönt,auf der sich die Anhänger beider Richtungen auf die heute von allen

Sloioaken gebrauchte Schriftsprarhe einigten. Damit war der erste iind wohl auch
entscheidende Schritt zur Wiedergeburt des slowakischen Volkes getan.

Nevolution und Reaktion. Beginn der Auslandspropaganda.
Das R e vsol u t i o n s j a h r 1 8 4 8 erschütterteQesterreich-Ungarn bis in die Grund-

festenz Zunachst schien die allgemeinepolitische Auflockerung auch der eigenständigen
Entwicklungder Slowakengunstig zu sein· Nachdem Stur bereits als Mitglied des

ungarischen Landtagesin den Jahren 1847J48 als erster für eine öffentlich-rechtliche
Stellung derslowakischenSprachein Ungarn eingetreten war, kam es am 10. Mai 1848

zur Verkiindungeines politischenNkanifesles, das auch für die Slowaken eine größere
politischeFreiheit verlangte,

-——

eine Forderung,die noch einmal in der E n t s ch l i e ß u n g
des Kongresses in Tur.St.E)Rartin an16.E)Nai1861 aufgestellt wurde.

Aber die Slowaken hatt-en während der Revolution nicht mit dem erwarteten

Schwung hinter die Selbstandigkeitsbestrebungender Madjaren gestellt. Jn der darauf
folgenden N e Cl F k i D U S P e k ! o d e Wing sie mehr Oesterreich zu, eine Haltung, die

ihnen wohl eine Reihe hoher- VIJNWienaus besetzter Staatsbeamtenstellen, aber keines-

wegs das Wohlwollen der Madlllken EJUkkug Und so setzten schon bald scharfe Mad-

ja r i s i e r u n g s b e st r e b n g e n ein. Die slowakischen Beamten, die auf Veran-

lassung Wiens in Ungarn eingesetzt worden waren, wurden wieder beseitigt. Jm Zuge
der B e r f a ssu n g s r e fo r m von 1 8 6 8 wurde die Gesämtheit aller ungarischen
Staatsbükgec,ohne Rücksichtauf dieVolkszugehörigkeit,als ,,einheitliche und unteilbare

ungarische Nation« proklamiert JnrJahre 1874 schritt Budapest zur Auflösung aller

jener Organisationen, die irgendwie mit der Förderungdes slowakischen Volkstums

befgßkkn·Und im Jahre 1900 wurde dasNationalitätengesetzvon 1868, das den nicht-
madjakischenVolksgruppen Ungarns wenigstenstheoretisch-noch gewisse sprachliche und

kulturelle Rechte zuerkannt hatte (die in der Praxis freilich kaum Beachtung gefunden
hatten), durch die scharfen, madjarisierenden S ch u l g e s e tz e d e s G r a f e n A p p o -

zersplittkk1u1g,die von Prag aus systematischbetriebenwird, tatsächlichist, geht daraus hervor, daß
neben den genannten Parteien außerdem nochdie tschecho-siowakischenN a t i o n a l s o z i a l i st e n,

die Tschecho-sloroakische katholische Volkspartei, die als besondere Konkurrenz
der katholischen ,Slowakischen Volkspartei empfunden

,

wird, die T s ch e ch o - s l o ro a k ! s ch e

Gewerbepartei, die tschecho-slowakischenFaschisten, die Tsrherho-slorvakische
N a t i o n a le V e r e i n i g u n g und verschiedene andere kleinere Parteien mit mehr oder weniger
großem Erfolg kmjdidiekem sie sind zum Großteil als rein tschechischeUnternehmen anzusprechen.
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n yi ersetzt. Allein, all’ die Bemühungen,eine einheitliche ungarische Nation zu schaffen,
vermochten die einmal erwachte slowakische Bewegung nicht mehr zum Verschwinden

u brin en.z
Jm Fahre1906 trat der heutige Senator Dr. A. Stefanek, ein Slowake, der

heute zu den eifrigsten Verfechtern des P r a g e r Z e n t r a l i s m u s gehört, mit dem

englischen Publizisten S et o n - W a t so n
,

der sich damals auf einer Studienreise über
die Lage der Minderheiten in Ungarn unterrichtet hatte, in Fühlung. S e to n - W at so n

brachte S t e f an ek mit dem damaligen Wiener Berichterstatter der Londoner »Times«,
Wee kha m S t ee d

,
in Verbindung Diese drei gingen nun gemeinsam daran, die

englische Oeffentlichkeit über die slowakische Frage im antimadjarischen Sinne zu unter-

richten· Später, während des TVeltkrieges, gehörten Seton-Watson und Steed

zu den eifrigsten propagandistischen Wegbereitern der tschechischenund slowakischen Selb-

ständigkeit,wobei sie im Verkehr mit der tschechischenIrredenta in Oesterreich slawi-
scher Decknamen a h r a d k a und V e l i m s k y) bedienten.

Bis zur Errichtung des tschechischenStaates.

Jn der Entwicklung des slowakischen Autonomiegedankens während des Weltkrieges
spielten d i e im A u sl a n d le b e n d e n S l o w a k e n eine ausschlaggebende Rolle.
Sie gingen in ihrer propagandistischen Arbeit wohl überall mit den tschechischenAus-
wanderern zusammen, hoben aber in jedem Falle die Notwendigkeit der weitestgehenden
Selbstverwaltung für die Slowakei im Rahmen des etwa zu schaffenden gemeinsamen
Staates hervor. Bereits im Dezember 1914 begannen die amerikanischen Slowaken
darüber nachzudenken, aus welche Art den Brüdern in der Heimat geholfen werden könnte.

Auf die Anfrage der amerikanischen Tschechen antwortete der Vorsitzende der Slo wa-

ki s ch e n Lig a in Nordamerika, daß eine Zusammenarbeit der Tschechen mit den Slo-
waken gewiß in Frage komme, daß aber die autonome Stellung der Slo-
w a k e n als e r st e F o r d e r u n g genannt werden müsse, ganz gleich, welchem Staats-
verbande sich die Slowaken nach dem Ausgang des Weltkrieges anschließenwürden2).
Bald darauf, Um die Monatswende Januar-Februar 1915, tagte ein K o n g r eß a u s-

lä n d i s ch e r S l o w a k e n in Paris, auf dem gleichfalls die Frage der Einverleibung
der slowakischen Gebiete Ungarns in einen zukünftigen tschechisch-slowakischenStaat

besprochen, zugleich aber auch wieder die Forderung nach unbeschränkterAutonomie mit

besonderer Betonung herausgestellt wurde. Jm April 1915 sprach Prof. Masaryk
in der L o n d o n e r D e k l a r a t i o n von einer freiwilligen und die Rechte der Auto-
nomie wahrenden Angliederung der slowakischen Teile Ungarns an ein ,,unabhängiges
Böhmen«, wobei er freilich bemühte, die Unterschiede zwischen den Tschechen und

Slowaken als möglichstbedeutungslos erscheinen zu lassen. Auch die in Nußland lebenden

Tschechen und Slowaken blieben nicht untätig. Jn der M o s k a u e r D e k l a r a t i o n

v o m 1 6. M ai 1 9 1 5 wurde ausdrücklichhervor-gehoben, daß die Slowakei ein »beson-
deres Parlament und Autonomie der Sprache und Verwaltung« erhalten müsse. Am

27. Oktober 1915 schließlichtraten die tschechischenund slowakischen Organisationen der

Vereinigten Staaten zu einer Tagung zusammen, deren Ergebnis, der V e r t r ag v o n

Cleveland, auf die Ausführungen des Vorsitzenden der Slowakischen Liga in

Amerika, Konsul M a m a te y , stützte: Der zukünftigeStaatsverband« müsse ,,föde-
rativ« sein und die ,,Autonomie der Slowaken voll gewährleistet«werden; auch könne

keinesfalls auf die uneingeschränkteGeltung der slowakischen »Staatssprache, auf eine

eigene Staatsverwaltung und ein eigenes Parlament-« verzichtet werden. Aehnlich
wurden die slowakischen Forderungen im Jahre 1916

,

in der K i e w e r N e s o l u t i o n

formuliert.

2) »Ich bin der Meinung«, schrieb Konsul Nkamatey, der Vorsitzende der Slowaskischen
Liga, »daß es für uns das beste wäre, mit den tschechischen Brüdern Hand in Hand zu arbeiten,
um so die Bildung eines tscherl)isch-slowakischenStaates zu ermöglichen,der sich aus Tschechen,
Mährern, Schlesiern, Slowaken und gegebenenfalls auch aus anderen Slarven, z.B. Polen und

Ruthenen, zusammensetzen könnte. Es versteht sich aber von selbst, daß dies a uf fö d e rativ e r

Grundlage geschehen müßte — mit dem Vorbehalt der slowakischen Auto-
no mie· Jch habe festgelegt, daß wir Slorvaken, ohne Rücksichtdarauf, in welches Staatsgebilde
wir infolge dieses Krieges kommen, auf der Selbstverwaltung bestehen werden. . ..

Meiner JReinung nach müssenwir uns die Autonomie jedem Staate gegenüber,ob es sich nun um

Ungarn, Rußland oder den erhofften tschechischenStaat handelt, vorbehalten. . . .«

(»Narodni Noviny« am 10·12.1914, Pittsburg.)
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Das zweifellos wichtigste Dokument der slowakischen Auto-
n o m i e b est r e b u n g e n in dem zu gründenden tschechisch-slowakischenStaate aber
wurde der sogenannte Pittsburger Vertrag, dessen Konzept Masaryk als

Vorsitzenderder tschechischenNevolutionspartei3) verfaßte und dessen Neinschrift er ver-

bindlich mitunterzeichnete. Jn diesem Vertrag, der im gegenseitigen Einvernehmen zwischen
den amerikanischen Tschechen und Slowaken abgeschlossen wurde, heißt es u.a.: »Die
Slowakei wird ihre eigene Verwaltung, ein eigenes Parlament und ihre eigenen Gerichte
haben. Die slowakische Sprache wird die Amtssprache sein«4). Alle weiteren Ent-

schließungenUnd Deklarationen, die im Laufe der Zeit bis heute in kaum zu übersehender
Reihe noch folgten, stützten im wesentlichen auf den Pittsburger Vertrag. Er ist
bis heute der Ausgangspunkt aller.autonomistischen Vorstöße des slowakischen Volkes

gegenüber den Tschechen geblieben. Auch die ,,D e k l a r a t i o n d e s s l o w a ki s ch e n

Volkes-I die von einem der beiden slowakischen Nationalräte am 30. Oktober 1918

in T u r e r S t. M arti n veröffentlicht wurde, stellte von neuem die Autonomieforde-
rung auf. Eine erst nach Jahren bekanntgewordene Geheimklausel dieser Deklaration

setzte für das Verbleiben der Slowaken in dem gemeinsamen Staatsverband ein e auf
10 Jahre befristete Probezeit fest, nach deren Ablauf den Slowaken die

DRöglichkeitgegeben werden sollte, in einer V o l k s a b st i m m u n g über ihr ferneres
staatliches Schicksal zu entscheiden. Der zweite slorvakische Nationalrat, der am 11.De-

zember 1918 in Kaschau in der Ostslowakei tagte, ging über die Autonomieforderung
hinaus; er verlangte die Errichtung eines eigenen unabhängigen slo-
wakischen Staates.

Besetzung der Slowakei durch die Tschechen.

Diesen durcheinanderstrebenden Tendenzen machten die Tschechen durch die militä-

rische Besetzung des Landes ein Ende, um, wie es seinerzeit hieß, die Slowakei
vor den Madjareneinfällen zu schützen,tatsächlichaber, um die slowakischen Autonomie-

bestrebungen zu unterdrücken und die in Paris über die neuen Grenzen Europas beratenden

Mächte vor vollendete Tatsachen zu stellen. Die tschechischenLegionäre,die die Besetzung
des Landes«VDMAhMM- wurden von den Slowaken als Feinde empfunden. Der Gegen-
latz Veklchdkfke sich- als die Tschechen über die Slowakei die Militärdiktatur
Und ,das S k C U d k e chk Verhängten,als vielen Vorkämpfern des slowakischen Auto-

nomlegedankens unter der Beschuldigungdes ,,Hochverrates« der Prozeß gemacht
wurde und Als die Gemeindevertretungen aufgelöst und (bis zum Herbst

1923Zdurch Kommllslonekl Ersetzt wurden, deren Mitglieder die Prager Regierung er-

nann e.

3) Die Tichechllche Revelutionspartei setzte sich in erster Linie aus Männern
zusammen, die tm AHSILJUDfur die Errichtung eines eigenen tschechischen Staates und in der

Richtung einer oollstandsgen Zektrümmerungder alten Monarchie arbeiteten. Als Haupt der

Nevolutionsparteiwurde Masaryk anerkannt, eine Tatsache, die seiner, des narhmaligen ersten
Präsidenten der Tsch2ch0-llewakklcheklRepublik Unterschrift auf dem Pittsburger Vertrag eine

besonders verbindliche Note verleiht.

4) Der genaue Wortlaut des Pittsbur er Vertra es lautet: e
«

-

slowakisrherVertrag, AbgeschlossenZU Pikkebukgam 30. IqNai1918. DiegVertreterder iszircdkükcikschkn
und tschechischenOrganisationen der Vereinigten Staaten, der slowakischen Liga, des Tschechischen
Natioimlbundes und des Verband-IIIkschechilchekKatl)oliken, berieten in Anwesenheit des Vorsitzen-
den des tschechisch-slowakischenNationalrates,Prof—Mafaryk, über die tschechisch-slowakisrbeFrage
und über unsere bisherigen programmatischen Kundgebungenund Entschließungenwie folgt: "Wir
heißenjenes politische Programm gut- das sich darum bemüht,die Tschechenund Slowaken in einem

selbständigenStaate zu vereinigen, dek Glis den BöhmischenLändern (Böhmen, Mähren und

Schlesien) und der Slowakei besteht. Die Slowakei wird ihre eigene Verwal-

tung, ihr Parlament und ihre Gerichte haben. Die slowakische Sprache
wird die Amtssprache in der Schule, in der Verwaltung und im öffent-
l i ch e n L e b e n ü b e r h a u P t se i I1i Der tlckwchisrlyslowakischeStaat wird eine Nepublik,
seine Konstitution demokratisch sein« Die Organisation der Zusammenarbeit der Tschechen und

Slowaken in den Vereinigten Staaten wird nach Notwendigkeitund der sich ändernden Lage im

gegenseitigcu Einverständnis geregelt. Die genaue Festlegungüber die Organisierung des tschechisrh-
slowakischenStaates wird den befreite-n Tschechen und Slowaken und ihren rechtsgiiltigen Ver-

tretern überlassen.« Als erste haben den Pittsburger Vertrag T. G. Masa ryk und A. M a-

niatey, der Präsident der Slowakischen Liga in Nordamerika, unterzeichnet.
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Die um alle Früchte ihrer mühevollen und oft gefährlichenArbeit betrogenen slowa-
kifchen Autonomisten lehnten unter der Führung des katholischen Priesters A. H l i n k a

gegen die Prager Unterdrückungspolitikauf. Sie gingen daran, den Boden für eine

V o l k s a b st i m m u n g vorzubereiten. Die Slowakische Autonomistenpartei über-

reichte am 31.Dezember 1919 der Pariser Friedenskonferenz eine Denk-

sch r i ft, in der sie über das unerträglicheVerhalten der Tschechen in der Slowakei
bitter beschwerte. Aber die Tschechenwußten es zu verhindern, daß diese Beschwerdeschrift
auf die Tische der Delegierten gelangte; und Hlin ka, der selbst nach Paris gefahren
war, um hier die Sache der Slowakei zu vertreten, wurde nach seiner Rückkehr als

»Hochverräter«v e r h a f t e t.

Der Kampf um die slowakische Autonomie im tschechischen Staat.

Im Januar 1922 brachte die Slowakische Volkspartei, die sich inzwischen von der

TschechischenVolkspartei getrennt hatte, einen G e s e tz e s a n t r a g a u f V e r f a s -

su n g s ä n d e r u n g ein. Der Antrag sah die Dreiteilung des Staates in die Länder

der Wenzelskrone (also Böhmen, Mähren und Schlesien), in die Slowakei und Kar-

pathenruthenien vor. Die Slowakei, so hieß es darin, müsse einen eigenen Landtag in

Preßburg erhalten, der für alle inneren Angelegenheiten zuständigsei; das Slowakische
müsse als Amtssprache anerkannt und im Gerichtswefen, in der Verwaltung und im

Schulwesen müsse die volle Autonomie eingeführt werden. So erfolglos wie dieser Vor-

stoß, der von tschechischerSeite überhaupt nicht beantwortet wurde, blieb auch das

S i l l e i n e r M e m o r a n d u m , in dem im Dezember 1922 erneut die slowakischen
Forderungen auf der Grundlage des Pittsburger Vertrages aufgestellt wurden. Eine

Abschrift des Memorandums ging unter dem Titel ,,Stimmen aus dem Grabe des abge-
urteilten slowakischen Volkes an die zivilisierte Welt"«dem Völkerb und zu. Aber

weder in Genf noch in Paris, wohin Prof. Tu ka, der mutigste und fähigste Re-
präsentant des slowakischen Autonomiegedankens begeben hatte, fanden Kreise, die

sich der slowakischen Forderungen anzunehmen gedachten.
Mit wachsender Erbitterung forderte das slowakische Lager die Einlösung des im

Pittsburger Vertrag gegebenen Wortes. Von neuem fand im Jahre 1923 der Wille zur
Autonomie einen weithin sichtbaren Niederschlag in der P r e ß b u r g e r N e so l u t i o n ,

zu deren wichtigsten Forderungen die Errichtung eines slowakischen Ministeriums in

Preßburg gehörte, dem ein Vetorecht gegenüber allen, die Slowakei berührenden Ent-

scheidungen der Prager IRinisterien zustehen sollte. Aehnliche Forderungen wurden dann

auch in dem sogenannten Neuvertrag aus dem Jahre 1927 erhoben. 1929

holte Prag zu einem entscheidenden Gegenschlag aus. Prof. Votech Tuka, der ———

gestütztauf die Geheimklausel der Deklaration von Tur. St. Martin, die Forderung
nach Durchführung einer Volksabstimmung in der Slowakei aufstellte, wurde zu 1 5

J a h r e n K e r k e r v e r u r t e i l t. Der Kampf um die Autonomie aber ging weiter.

So wies am 13. August 1933 die Slowakische Volkspartei in der Neutraer Ne-

so l utio n erneut und mit allem Nachdruck auf ihre unabdingbare Forderung hin. Jn
der Resolution, die der Beschlagnahme verfiel, fanden u. a. folgende Sätze: ,,Obwohl
wir die tschechisch-slowakischeRepublik als das für uns einzig mögliche staatliche Gebilde

ansehen, erklären wir, daß wir in diesem Staat nicht nur als mit den Tschechen gleich-
berechtigtes Volk, sondernxals eigenständiges, selbständiges Volk leben

wollen, das seine Angelegenheiten selbst verwalten und sein Schick-
sal allein gestalten will. Wir wollen ein souveränes Volk sein .. Wir

fordern das, was uns mit vollem Nechtgehörh was uns versprochen und im Pittsburger
Vertrag besiegelt wurde . . .«

Wenn es je einen Augenblick gab, der für die Slowaken eine Fülle günstigerMöglich-
keiten in sich barg, dann war es die um die Jahreswende 1935s36 erfolgte
Neuwahl des Staatspräsidenten, bei der die Slowakische Volkspartei das

Zünglein an der Waage bildete. Mehr als je mußte die Regierung damals (auch mit

Rücksichtauf Schwierigkeiten innen- und außenpolitischerNatur) darauf bedacht sein, die

Negierungsmehrheit auf eine breitere Basis zu stellen. Jhre weitgehende Hilflosigkeit
und die mitteleuropäischeOffensive des Vatikans gaben der katholischen Slowakischen
Volkspartei ganz ausgezeichnete Ansatzpunkte, sich im Sinne der slowakischen Autonomie
in Prag zur Geltung zu bringen. Die entscheidenden Verhandlungen wurden im Februar
1936 mit dem MinisterpräsidentenDr. Hodza (selbst einem Slowaken) geführt. Zu
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den wesentlichsten Programmpunkten gehörten: E r r ich tu n g e i n e s M i n i st e r i -

Ums für die Slowakei. Für den Fall der Ablehnung: Schaffung eigener
slowakischer Sektionen in allen Ministerien. Ferner: Erweiterung
der Befugnisse des slowakischen Landespräsidentenin der Richtung, daß Beamtenernen-

nungen und Entlassungen von seiner Einwilligung abhängig sind. Aber die Verhandlun-
gen endeten ohne Erfolg. Die slowakische Volkspartei verblieb weiter in« der für Prag
(vor allem außenpolltisch)unangenehmen Opposition. Auf ihrem P i st i a n e r P a r -

teitag vom 20. September 1 936 faßte sie eine Resolution, in der es u.a. hieß:
»Wir sind uns der Nkahnung der Gräber der slowakischen Märtyrer in der Heimat und

im Ausland bewußt. Darum kämpfen wir für die Verwirklichung der

Souveränität des slowakischen Volkes im Sinne der Verträge
von Cleveland und Pittsburg und der Deklaration des slowa-
kischen Volkes im»Budapester Parlament im Jahre 1918«. — Die

Resolution wurde beschlagnahmtl J. o

Bomben, Fälfchungen,Verbote
Jn den frühen IRorgenstunden des 14. Juli wurden in Cz y so w i tz im Kreise Nybnik

drei Bombellllttekltnte gegen Wohnungen deutscher Volksange-
hö r i g e r verübt. Es wurde zwar niemand verletzt, aber der Sachschaden war erheblich-
Durch die eine Bombe wurden die Fensterscheiben am Hause des Deutschen Franz
Jurzyk zertrümmert. Die zweite Bombe explodierte vor den Fenstern des Zimmers,
in dem der Deutsche Konstantin Grzonka zu schlafen pflegte, und beschädigteTeile
des Zimmers. Von der dritten Bombe, die auf der Schwelle des von dem Deutschen
Wilhelm Kubitza bewohnten Hauses zur Explosion gebracht wurde, wurde beträcht-
licher Schaden angerichtet.

Bei den im Juni d. J· durchgeführtenB e t r i e b s r a t s w a h l e n in der Friedens-
hütte (Ostoberschlesien) waren auf die deutsche Liste nach der amtlichen Bekannttnachung
nur 153 Stimmen entfallen. Es stellte sich jetzt heraus, daß das polnische Betriebsrats-

mitglied Nowark über 220 für die deutsche Liste abgegebene Stim-
m e U dadurch U g U l t i g g e m a ch t hatte, daß er die Zettel beim Herausnehmen aus

den Briesllmschlagen einkißs Durch diese nach dem Gesetz strafbare Handlung wurde
die deutsche Gefolgschaft Um den ihr zustehenden Vertreter im Betriebsrat betrogen.
Neben anderen deutschen Arbeitern wurde am 15.Juli auch dem langjährigen deutschen
Betriebsratsmitglied der»Friedenshütte,Franz L e h n a r t , demselben, der bei ordnungs-
mäßiger Wahl Wieder M den Betriebsrat gekommen wäre, gekündigt. Gegen die

Kündigungwurde Einspruch erhoben.
«

Jn P r e i s w i tz im»KfeiseNybnik war am 14· und 15. Juli beim Neubau der-
dortigen Schule ein 17jAhUgek deutscher Volksangehörigerals Gehilfe beschäftigt. Als

er am 16. Juli zur Arbeitsstelleküm, erklärte ihm der Polier, daß er ihn auf Veranlassung
des polnischen Schulleiters Nlcht beschåftigen dürfe, weil sein Vater

INitglied des Deutschen V»ol,ksbundes sei. Der Vater ist seit sechs
Jahren arbeitslos und hat eine achtkopfigeFamilie zu ernähren. An Stelle des jungen
Deutschen wurde der 19jührige Seh-Ueslles polnischen Aufständischeneingestellt.

Der Deutsche Sportveresn in Bielitz, Sturm, wollte am 4.Juli

ein großes S ch w i m m fest durchsUhken, zu dem der Verein auch eine r e i ch s d e u t -

s ch e S t u d e n t e n m a n n sch A s t , darunter einige Olympiateilnehmer, eingeladen
hatte. Die Veranstaltung wurde V ekb Dtell, Nachdemdie polnischen Blätter ange-
deutet hatten, daß das deutsche Schwimmfestund vor allem die Anwesenheit reichsdeutscher
Gäste als eine P r o v o k at i o n aufgefaßt werden müßte. — Jn T r a k a u (Suchacze-
WO) im Kreise Schrimm sollte ein d e u t s ch e S S p o r t f e st stattfinden, an dem die

Sportvereine der Umgebung teilnehmen wollten. Das Fest wurde mit der Begründung
v e r b o te n , daß es die Ruhe und SIchekheltgefährde. · »

Von den 22 jungen Deutschen, die am 7.»Jultvom KonitzerBezirksgertcht zu insgesamt
1 85 Monaten Arrest und Gefangnis verurteilt worden waren, wurden

Anträgeauf Haftentlassung eingereicht.Das Gericht l e h n te d i e H a f t e n t l a s s u n g
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i n 1 7 F ä l l e n a b ; es ,,begründete" diese Entscheidung mit »Flucht- und Verdunke-
lungsgefahr«. (Wenn in diesem Falle jemand etwas zu verdunkeln hat, dann ist es die

polnische Justiz.)
- Die in den Gemeinden J a n o w und S ch o p p i n i tz (Ostoberschlesien) sbisher be-

stehenden evangelischen d e u t s ch e n M i n d e r h e i t s s ch u l e n wurden mit Wirkung
vom 21. Juli d. J. auf Grund einer Verordnung des Wojewoden Grazynski g esch l os-
se n. Die deutschen privaten Volksschulen in P s z o w und E m illa g r u b e (Ostober-
schlesien) mußten a u f g e l ö st werden, weil die bisher gemieteten Näume gekündigt
worden waren; die Kinder mußten in die deutsche Privatschule in Rybnik überwiesen
werden. Aus dem gleichen Grunde wurde auch die deutsche private Volksschule in L i -

p

rii
e (Ostoberschlesien) g e s ch l o s s e n ; die Kinder wurden nach Königshütte über-

wie en.

Der Tarnowitzer Magistrat beschloß vor einiger Zeit, den deutschen
K i n d e r g a r t e n

, der in einem Raum der öffentlichenVolksschule untergebracht ist,
mit einer Monatsmiete von 75 Zloty im Sommer und 50 Zloty im Winter zu belasten.
Die M i e t e wurde vom Magistrat, rückwirkend für die ganze Zeit des Bestehens des

deutschen Kindergartens, auf a n n ä h e r n d 3 0 0 0 Z l o t y berechnet und dem Deut-

schen Schulverein, als dem Träger des Kindergartens, in Rechnung gestellt· Der Schul-
verein bemühte vergebens um die Niederschlagung dieser Forderung. Der Magistrat
von Tarnowitz beantwortete dieses Bemühen damit, daß er die Summe zw a n g s w e i s e

b e i t r eibe n ließ. Es muß dazu bemerkt werden, daß der polnische Kindergarten, der
in dern gleichen Gebäude untergebracht ist, nach wie vor k o st e n l o s wohnt.

Jn der Nacht zum 13.Juli wurden auf dem evangelischen Friedhof in
N e u d e ck (Ostoberschlesien) sechs G ra b d e n km ä l e r z e r st ö r t und mehrere Grab-

kreuze zerbrochen. Die Täter konnten (natürlich) nicht festgestellt werden.

Der Vorsitzende des Markthändlerverbandes in Kattowitz hat den

Händlern, die in der Kattowitzer Markthalle Stände haben, V e r b o t e n
, im Ge-

spräch mit ihren Kunden der deutschen Sprache zu bedienen.

Der NeichsangehörigeP f a r r e r J. D o st aus Borchersdorf im Kreise Soldau wurde
aus dem polnischen Staatsgebiet a u s g e w i e s e n. Auch der Hausbesitzer und frühere
Gastwirt Adolf F l e m m i n g und der KaufmannI E. H o l m in Soldau erhielten von

der Thorner Wojewodschaft den Ausweisungsbefehl.
Jn der deutschen Kolonie Wiese n b e r g in Ostgalizien fand am 4. Juli eine Ver-

sammlung des Vereins deutscher Katholiken statt. Als gegen 10 Uhr abends,
nach Beendigung der Versammlung, zwei der deutschen Mädchen, Marie E n g e l und

Marie Zimmermann, am Wohnhaus des Ortspfarrers, des Polen Edward
W i s n i e w s k i , vorbeikamen, wurden sie von diesem ins Haus gerufen und, nachdem
die Tür geschlossen worden war, mit einem Stock v e r p r ü g e l t. Die Eltern der

mißhandeltenMädchen haben gegen den als Deutschenhasser bekannten Pfaffen Straf-
anzeige erstattet.

Der Hilfsverein deutscher Frauen in Pleß wurde behördlich auf-
g e l ö st , angeblich weil er den Vorschriften des Vereinsgesetzes zuwidergehandelt hatte.
Die Ortsgruppe Neutomischel der Jungdeutschen Partei wurde

auf Anweisung des Starosten g e s ch l o s s e n. Demselben Schicksal verfiel die O r t s -

gruppe Schulitz der Deutschen Vereinigung.
Der polnische Westverband teilte mit, daß im Zuge der von ihm eingeleiteten Aktion

in Ostoberschlesien die Familiennamen von etwa 40000 Personen po-
l on i s i e r t worden sind.

Ein Außenseiiermit Zivitkourage
Von deutscher Seite ist immer wieder festgestellt worden, daß auf d em G eb i ete

der deutsch-polnischen Annäherung und des gegenseitigen Sichkennenlernens
von deutscher Seite sehr viel, von polnischer Seite aber so gut
wie n i ch t s g e t a n w o r d e n i st. Und es ist weiter festgestelltworden, daß zwischen
den beiderseitigen Leistungen endlich ein Ausgleich geschaffen werden muß, entweder da-

durch, daß Polen das von ihm Versäumte nachholt, oder dadurch, daß die deutsche
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Tätigkeitauf das minimale Maß dessen, was von polnischer Seite geschieht, herabgesetzt
wird· Diese deutschen Feststellungen hat kürzlichder bekannte polnische Journalist Kat-
IN a ck i e w i cz im Wilnaer ,,Slowo« in einem Artikel bestätigt, der durch die

Objektivität und die Zivilrourage seines Verfassers auszeichnet.
INackiewirz schreibt u. a.: ,,A u f d e u t s ch e r S ei te trat nicht nur eine Ent-

spannung ein, sondern man hat in der Bevölkerung des Reiches Achtung und Sympathie
für das polnische Volk erweckt. Gerade diese Tatsache ist in Polen wenig bekannt-

Die Presse schreibt nichts davon . . . Wir fühlten die Abneigung des deut-

schen Volkes uns gegenüber und sogar seine Verachtung. Heute hat das grundsätzlich
geändert. Vielleicht ist das nur Höflichkeit? Keineswegsl Vielleicht ist diese Polen-
freundlichkeit Uebertreibung, vielleicht nur eine vorübergehendeAeußerlichkeitPJNöglichl
Aber auf jeden Fall ist das Verhältnis des deutschen Volkes zu Polen völlig anders

geworden . . . Wenn (in Deutschland) heute Fremdsprachen gebraucht werden, so werden
neben Englisch und Französischauch Jtalienisch und Polnisch gebraucht. Auf der national-

sozialistischen Ausstellung in Westdeutschland (,,Schaffendes Volk« in Düsseldorf), wo

es doch fast keine polnischen Besucher gibt, werden Broschüren, Plakate und Prospekte
auch in polnischer Sprache verteilt . . . Man hat in Deutschland viele Veranstaltungen
organisiert, welche die polnische Kultur dem deutschen Volke näher bringen sollten. Man

hat Gelehrte und Forscher zu Vorlesungen nach Berlin eingeladen. INan hat besondere
polnische Abende veranstaltet, an denen offizielle Persönlichkeiten teilnahmen.«

Mackiewirz führt dann eine ganze Neihe derartiger Veranstaltungen (Konzerte, Filme,
Theaternufführungen, Bücher usw.) an und fährt darauf fort: »Hier komme ich zu

Vorwürfen, die ich Auszenminister Beck machen muß. Warum wird unsere
Außenpolitik der Annäherung an Deutschland so betrieben, als

schämten ivir uns ihrer? Warum sucht man nicht für diese Poli-
tik einen ideellen Stützpunkt in der Bevölkerung zu schaffen?
Alles wird so gemacht, als ob Außenministec Berk damit sagen wollte, daß das gute
Verhältnis zu Deutschland, also das ganze System der selbständigenPolitik Polens in

Europa, das darin (nämlich in dem guten Verhältnis zu Deutschland) seinen eigentlichen
Ursprung hat, — daß dieses gute Verhältnis eben nur der Außenministerselbst ist. W e n n

er (Beck) nicht mehr sein würde, dann stürzte alles zusammen.
Denn das polnische Volk versteht heute diese polnische Politik
nicht lind ist auch nicht zur Beteiligung an ihr herangezogen
w o r d e n."

Mllckielviez ekhebk gegen Oberst Beck den Vorwurf, daß er nichts als Außeiiminister
sein wolle und daher auf eine Beeinflussungder öffentlichenMeinungin Polen im Sinne

seiner Politik grundsätzlichverzichte. Er erhebt weiter gegen die polnischen Journalisten,
mit einer einzigen Ausnahme(gemeint ist Kasimir Smogorzewski!) den Vorwurf, die

polnische Oeffentlichkeituber Deutschland weder richtig noch systematisch zu unterrichten.
Und er schließtmit einer Bemerkung,die ihm vermutlich von seinen zahllosen Gegnern
lehr Übel Vekmkkkk worden Istk - »Wir müssen aber daran denken, daß
wir in Polen Gebiete haben- die für die Deutschen eine schmerz-
liche Erinnerung find, un»din denen der Kampf gegen die Deut-

schen so intensiv ude fD k,llckfichtslos geführt worden ist, das es

dokk heute schwer fallk,s1ch den Veränderungen anzupassen, die

in den Beziehungen zwfischeki den beiden Völkern eingetreten
sj » d, Aber dag alles kann nichtsdaran ändern, daß die Tatsache festgestellt werden

muß, daß Deutschland ehrlich die Annaherung und den Frieden mit dem polnischen Volke

suche-

Osicand-Chronit
Deutsche Nassengesetzgebungin West-.O.-S. können. Bis zum 15. Juli d.J. haben die

Mit dem Außerkrafttretendes Teils ,III
der Genfer Konvention für Oberschlesien
hllk die deutsche Rassengesetzgebung
auf den deutschen Teil des ehemaligen
Abstimmungsgebietesausgedehnt werden

Minderheitenschutzbestimmungender Kon-
vention eine Anwendung der Neichsgesetze,
die sich mit dem Rassen- und Blutschutz
befassen, insbesondere der Nürnberger Ge-

setze, in Westoberschlesiennicht durchgeführt
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werden können. Die Juden dieses Ge-
bietes haben bis zu diesem Termin die

Rechte einer ,,nationalen Minderheit« im
Sinne der Völkerbundsterminologiege-
nossen. Mit dem 15. Juli sind alle diese
gesetzlichenBestimmungen a u ch in We st-
oberschlesien automatisch in

Kraft getreten. Es hat hierzu im

wesentlichen keines besonderen Gesetzesaktes
bedurft. Nur insofern ist eine reichsgesetz-
liche Regelung erforderlich gewesen, als

gewisse Gesetze, die nach ihrer erfolgten
Durchführung inzwischen wieder außer
Kraft getreten waren, für Wcstoberschlesien
nachgeholt werden müssen. Das ist durch
das »Gesetz- über Maßnahmen
im ehemaligen oberschlesischen Ab-

stimmungsgebiet" vom 30.Juni d.J.

geschehen,»durchdas die Wiederherstellung
des Berufsbeamtentums, die rassenmäßige
Bereinigung der verschiedenen Stände und

Berufe (Aerzte, Rechtsanwälte usw.) und
die Ausbürgerung lästiger Ostjuden für
Westoberschlesien nachträglich durchgeführt
wird. i

Gemischtc Kommission und Schiedsgericht
Am -15. Juli hat die Gemischte

Kommission für Oberschlesien
ihre Tätigkeit eingestellt. Sie bestand aus

je zwei deutschen und polnischen Miit-

gliedern und einem neutralen Präsidenten,
dem Schweizer AltbundespräsidentenFelix
Calonder. Mit Umsicht und Unpartei-
lichkeit waltete Calonder 15 Jahre hindurch
seines gewiß nicht-leichten Amtes, immer

bestrebt, den beiden Parteien Gerechtigkeit
widerfahren zu lassen und den Unter-
drückten im Rahmen der ihm gegebenen
Möglichkeiten ein Helfer zu sein. Er hat

am 15. Juli in einer feierlichen Schluß-
sitzung der Gemischten Kommission von

seinen Mitarbeitern und Oberschlesien in
dem Bewußtseinverabschieden können, daß
ihn die Bevölkerung des geteilten Landes
nur mit Trauer scheiden sieht. Die Ge-

mischte Kommission hatte die Aufgabe, bei

Streitigkeiten, die bei der Auslegung
der Genfer Konvention ergaben, zu ver-

mitteln; sie trug diplomatischen
Charakter. Jhr Hauptaufgabengebiet war,
über die Durchführung des Minder-

heitenschutzes zu wachen. Jnsge-
samt hatte sie sich im Laufe der 15 Jahre
ihres Bestehens mit 2283 Beschwerden zu
befassen. Die weitaus meisten dieser Be-

schwerden konnten gütlichbeigelegt werden.
Nur in 127 Fällen war eine Entscheidung
zu fällen. Jm Gegensatz zu ihr stellte das

Schiedsgericht für Oberschlesien

292

eine unabhängige richterliche Jnstanz etwa

im Range eines deutschen Qberlandes-

gerichtes dar. Es war vor allem für
Streitfragen privatrechtlicher Natur

zuständig, soweit diese mit einer Bestim-
mung der Genfer Konvention in Zusammen-
hang standen (Staatsangehörigkeit, Op-
tion, Wohnrecht, Grenzübertritt usw.).
Das Schiedsgericht setzte sich aus je einem

deutschen und polnischen Schiedsrichter und
einem neutralen Präsidenten, dem Belgier
Prof. Kaeckenbeek, zusammen. Es

fällte insgesamt 3726 Entscheidungen,
während 227 Fälle noch anhängig sind.
Während die Gemischte Kommission ihre
Tätigkeit bereits völlig eingestellt hat,
bleibt das Schiedsgericht noch bis zum
Herbst d. J. im Amt, um die noch an-

hängigen Fälle, wenn auch in vereinfachter
Weise, abzuwickeln.

«

Krach um den polnischen Pavillon
Der polnische Pavillon auf der

Pariser Weltausstellung hat in

der polnischemPresse bis in das Regie-
rungslager hinein eine ungewöhnlichheftige
Kritik gefunden. Die Kritik richtet
gegen alles, gegen den Pavillon selbst, gegen
den Platz, auf dem er steht, und gegen das,
was in ihm ausgestellt ist. Das Wilnaer

,,Slowo« hat das Gebäude mit einer a u -

gestiilpten Manschette, die
neben dem deutschen Pavillon
wie eine zu diesem Riesenbau
gehörende Bedürfnisanstalt
a u s n i m m t , verglichen. Jn einem

anderen, Artikel heißt es in bezug auf
die im polnischen Pavillon ausgestellten
T e p p i ch e

, es sei ja ganz gut, wenn

Scheußlichkeitenmöglichstweit aus Polen
weggebracht würden, aber man sollte sich
als Abladeplatz doch nicht ausgerechnet
die Pariser Weltausstellung aussuchenl
Auch darauf ist hingewiesen worden, daß

unter den sieben Persönlichkeiten,die in

großen Bildwerken als d i e he r v o r -

ragendsten Repräsentanten des

P o l en t u m s dargestellt sind, nicht
weniger als vier l i t a u i s ch e r Abstam-
mung befinden, nämlich J a g i e l l o ,

Kosriuszko, Mirkiewirz und Pil-
su d s k i. (Es hätte noch hinzugefügt
werden können, daß der fünfte, Nikolaus

Coppernirus, der Abstammung und

dem Bekenntnis nach ein D e u t s ch e r

gewesen ist, daß der sechste, B o l e s l a w

Chrobry, vermutlich ebensowenig
ein Pole wie Rurik ein Russe
gewesen ist, und daß auch die Abstammung
des siebenten, Friedrich Chopins,



zum mindesten eine französisch-
polnische Streitfrage Der

Negierungskommissar für den polnischen
Pavillon, Prof. Lech Niemojewski,
hat die unliebenswürdigeKritik seiner
Landsleute, aber auch die wenig schmeichel-
hafte Beurteilung, die die fr a n z ö s i f ch e

P r e s s e seiner Arbeit hat zuteil werden

lassen, so sehr zu Herzen genommen, daß er

von seinem Amt zurückgetreten ist.

Drzhmala enttäuscht
Zu Ehren des vor einiger Zeit ge-

storbenen Michael Drzymala, der

sich mit Hilfe eines Wohnwagens zum

polnischen ,,Nationalhelden« emporge-

schwungen hat, (siehe ,,Ostland« Nr. 10

1937, Seite 183) ist das Dorf Kaisertreu
im Kreise Wollstein in Drzymalowo
umbenannt worden- Aus der Lebens-

geschichte Drzymalas teilt der frühere
Bürgermeister und spätere Polizeidistrikts-
kominissar im Kreise Bomst, G. Lieck,
folgende interessante Einzelheit mit: Bevor

Drzymala das Häuschen in Ziegelhauland
im Kreise Bomst erwarb, wohnte er (etwa
1909 bis 1911) mit seiner Familie in dein

Städtchen Nothenburg an der

Obra. Er war nicht deutschfeind-
lich eingest ellt. Bei der letzten Reichs-
tagswahl vor dein Kriege gab Drzymala
seine Stimme für den deutschen

Kandidaten, den Grafen Westarp, ab, nach-
dem er den Stimmzettel für den

polnischen Kandidaten zer-

rissen hatte. Die Leute, die Drzyniala
als einen Märtyrer und Helden der polni-
schen Sache hinstellen, wird diese von

Augenzeugen bestätigteMitteilung vielleicht
ein wenig enttäuschen.Sie verdient immer-

hin als ein, wenn auch kleiner Beitrag zum

Kapitel der polnischen Legendenbildung fest-
gehalten zu werden.

Ein mißglürktesAttentat

Auf Oberst Kor, den Gründer des

»Lage,rsder nationalen Einigung«, wäre
in der Nacht zum 19. Juli beinahe ein

Attentat ausgeübt worden. Der Ar-

beiter Wojriech Bieganek aus Krotoschin
in Posen verstand offenbar mit der Bombe,
die er dein Obersten Koc zugedacht hatte-
nicht umzugehen. Die Bombe platzte zu

früh und zerriß den Täter-

Bücher über den Osten
Die Frische Mehrung Von Paul Fechter.

«Mit 32 Ausnahmen von Otto Stork.
Gräfe und Unzer Verlag, Königsberg (Pk·)
1937. 16 Seiten Text. — Jm Vergleich
zur benachbarten Kurischen ist die Frische
Nehrung nur wenig bekannt. Bekannt ist zu-

meist auch nicht, daß die Frische Nehrung noch
vor einem Menschenalter einen ähnlich wüsten-
-«hgft-unberührtenCharakter trug, der heute die

Kukische Nehkung, nicht nur für den Fremden-
verkehr, so besonders anziehend macht- Paul
Fkchkek erzählt davon, wie der NehkU"9- dem

,,J.IBik1-md«Wuifsta»g, durch die Aufforstung
ein neues Landschaftsbild aufgepkägt Umde ist-
wie sich über den weißen, im Winde fliegenden

.an,nddas farbige Grün von Wäldern Und

Diesen gedeckt und auf der Haffseite zwischen
Düne und Wasser ein stetig wachsender Streifen
fruchtbaren Niederungslandesangelegt hat. Jn

den,ausgezeichneten Bildern erscheinen charakte-
ristische Ausschnitte der Nehrungslandschaft:
sonnüberglänzteWälder, stille Winkel am Haff,
wandernde Dünen, wie sie bei Narmeln erhalten
geblieben sind,sSiedlungen,die sich auf der Hass-
seite in den Schutz des Dünenzugesducken, und

Buchten, in denen die ewigen Wellen der Ostsee
über den seinsandigen Strand bis zum Fuß des

·Waldes und der Düne rollen· Dr.K.

Die Verlustedes ungarländischcnDeutsch-
tiinis ini Spiegel der Statistik. Von Herbert
S achse. Verlag Grenze und Ausland, Berlin

W 30, 1937. 73 Seiten mit 38 Tabellen. Preis
geheftet 4,— NM. — Der Verfasser legt
seiner Arbeit die Ergebnisse der ungarischen
Volkszählung von 1920 und 1930 zugrunde.
Er untersucht die Univolkungsoorgängein den

einzelnen Deutschtumsgebieten des Staates, in

der Schwäbischen Türkei, dem ungarischen
Mittelgebirge, in Westungarn, iin Banat und

in der Batsehka, in bezug auf ihre Zusammen-
hänge mit der Berufsumschichtung, der Wande-

rungsbewegung, der natürlichen Bevölkerungs-
bewegung usw. Aus der Darstellung geht her-
vOk- daß sich wohl die Stärke des Bekenntnis-
deutschtums, nicht aber der biologische Bestand
des Deutschtuiiis gemindert hat, und zwar in
dem Jahrzehnt 1920s30 in erheblich stärkerem
Maße als in einein der vorhergehenden Jahr-
zehnte. Ueber die Hälfte des Buches entfällt
Auf die statistischenTafeln, die für die einzelnen
Gemeinden der Deutschtunisgebiete die Zahlen
der Gesamtbevölkerungder Deutschen und der

Madlllken für- die Jahre 1920 und 1930 (ab-
solut und relatio), sowie die Ab- b«ziv.Zunahme
der« Deutschen in dem genannten zehnjährigen
Zeitraum verzeichnen· Die Schrift ist eine un-

entbehrliche statistische Arbeit für jeden, der sich
eingehender niit den Fragen des ungarländischen
Deutschtuins zu befassen wünscht. Dr. K.

Deutschcs und madjarisches Dorf in Ungarn.
Von H e l ni u t K l o ck e. 3. Beihest zum

Archiv für Bevölkerungswissenschaftund Be-
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völkerungspolitikBand VII. Verlag von S.

Hirzeh Leipzig 1937. 97 Seiten mit 2 Karten-

skizzen. Preis broschiert 4,— NM. — Den

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung bilden

einige deutsche Dörfer in der Batschka und in

der Tolnau und ein madjarisches Dorf im

nördlichen Ungarn. Bis in die Einzelheiten
werden die sozialen und soziologischen, die

wirtschaftlichen und nationalen Verhältnisse
dieser Dörfer auf Grund eingehender, an Ort
und Stelle vorgenommener Studien des Ver-

fassers geschildert. Ueber das Oertliche hinaus
ergeben sich im Verlaufe der Darstellung viel-

fach Rückschlüsse auf die entsprechenden Ver-

hältnisse in den deutschen und den madjarischen
Dörfern schlechthin. Jtn allgemeinen läßt sich
an Hand der Untersuchungen sagen, daß die

Besitzverhältnisseund Lebensbedingungen in den

deutschen Dörfern weit mehr den gesunden
bäuerlichen Verhältnissen Nkitteleuropas ent-

sprechen als die in den madjarischen Dörfern,
in denen zum Schaden eines lebensfähigen
Bauerntuins einerseits der Großgrundbesitzund

andererseits die Bodenzersplitterung das Bild
der Besitzverelendung bestimmen. Dabei ist das

Bezeichnende, daß der früher landbesitzende
inadjarische Kleinadel im Laufe des letzten
Jahrhunderts in den Dörfern weitgehend von

jüdischen Großgrundbesitzernabgelöst worden

ist und vielfach durch den Uebergang in den

Beamtenstand oder in sonstige, vom Staat her
getragene bürgerliche Berufe den Zusammen-
hang init dem Boden eingebüßt hat. Be-
inerkenswert ist, daß sich in den deut-

schen Dörfern der Jude als Händler bei

weitem nicht in demselben Maße wie in den

madjarischen Dörfern durchzusehen bzw. zu

behaupten vermocht hat, weiter, daß die Real-

teilung bei den Madjaren weiter verbreitet ist
als bei den Deutschen, in deren Dörfern sie
vielfach der Anerbensitte oder doch dem Be-

streben, die Höfe auf andere Art ungeteilt zu

erhalten, begegnet. Die sozialen Spannungen sind
in den deutschen Dörfern im allgemeinen geringer
als in den madjarischen, nnd zwar auch dort,
wo eine großbäuerlicheSchicht das gesellschaft-
liche Leben des deutschen Dorfes bestimmt,
wobei allerdings zu bedenken ist, daß die in der

Hauptsache durch Notar, Pfarrer, Lehrer und

Arzt vertretene »Jntelligenz« zum Madiaren-
tuin zählt. Dr.:K.

Beiträge» zur Kunde des Deutschtums in

Slawonien und Syrtnien. Herausgegeben von

Herman n Rüdiger. Verlag Karl Wein-
brenner und Söhne, Stuttgart 1937. Sonder-
druck aus »Der Auslandsdeutsche«.88 Seiten
nnd 8 Seiten Bilder. — Mit diesem Sonder-
druck des »Auslandsdeutsrhen«,der eine Reihe von

Einzelbeiträgen über das Deutschtnm des

zwischen Drau nnd Save gelegenen Landes

enthält, ist gleichsam ein Stück Neuland der

auslanddeutschen Volksforschung betreten wor-

den. Denn die brauchbaren Darstellungen der

geschichtlichen und gegenwärtigen Verhältnisse
des dortigen Deutschtums sind in der deutschen
Literatur äußerst spärlich. Es handelt sich bei
den dortigen deutschen Siedlungen, deren erste
in die Zeit zurückreichen,in der das Land noch
als militärisches Grenzgebiet gegen die Türken

verwaltet wurde, zum großen Teil um ver-

hältnismäßig junge Gründungen und An-

setzungen, die in einem zunieist schon von

Slawen kolonisierten Lande erfolgten. Jn den

einzelnen Beiträgen werden zum Teil die allge-
meinen Tlnsiedlungsbedingungen und Lebens-

verhältnisse der slawonisrhen und syrinischen
Deutschen, zum Teil die Verhältnisse engerer

Siedlungsgebiete, wie des Poscheganer Kessels,
behandelt. Die bevölkerungspolitischeLage
Slawoniens und die volkspolitische Situation
der dortigen Deutschen wird in weiteren Auf-
sätzen erörtert. Einen Einblick in das gesellige
Leben bietet ein Bericht über eine Kirchweih
in Slatinik. Zwei Beiträge befassen sich mit

dem Deutschtum in Belgrad und den politi-
schen Lebensbedingungen der deutschen Volks-

gruppe Südslawiens im allgemeinen. Eine

Beilage, die Proben aus dem dichterischen
Schaffen der Deutschen Südslawiens bringt,
verdient Beachtung Dr· K.

Gegen den Wind. Von Konstantin
Freiherrn von Moltke Verlag Georg
Westermann, Braunschweig-Berlin 1936. 189

Seiten. Preis Leinen 3,80 NM. — Es ist die

Geschichte einer tapferen Jugend, die hier
erzählt wird, die abenteuerliche Geschichte des

jungen Konstantin von Moltke, der von Hause
durchbrennt, Schiffsjunge wird, auf alten

Seglern die Nkeere befährt, in Mexiko, Chile
und Kalifornien abenteuerliche Dinge erlebt,

zwischendurrlz
die Navigationsschule besticht und

nach zehn ahren schließlichals Vizeseekadett
ins elterliche Haus zurückkehrt. Ein opti-
inistisches, lebenbejahendes Buch. Dr.K.

Verlqu Dr. Friedrich Osmer, Berlin SW 61, Lankwihftr.2-3. —Vcrauttvortlich iir die Schriitleitungx Dk. Otto Kreisel-
Berlin-Friedenssti, Jllitr.2. — Druck: WeitlrenziDruckerei G.m.b.H., Berlin- ichteuradc, Moltietr.7. — Verauttvortlich
iiir Anzeigem Kurt haupt, Berlin Plö. — Erscheint monatlich zweimal. Poftbezuq vierteljähr ich RM. 0,90. Einzel-
uummer RM. 0,20 und RM. 0,05 Postgebiihr. — Anzeigcaprcislisie 4. —

. . v. . g. — Alle Zuschriften sind an den Bund
Deutscher Osten, Berlin W30, Motzftr.lttz (Fcrnruf 250914) zu richten.
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Heute Nacht ist unser lieber Vater

und Groizvater, der

Feuer-Societäts-Abteilungsvorsteher i. R.

Maximilian Heinze
früher in Posen, Buddestr. 5,

nach langem, schwerem Leiden kurz nach

seinem 75. Geburtstage heimgegangen.

In tiefer Trauer-:

Margarethe Donath, geb.Heinze
witheim Donaih
Bärbel Donath

M

Eigener Rösterel-Betrieb

A. Wiatralt Mehl-, Berlin 8016
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Ausflugsmöglichkeiten zu Wasser und zu Lande
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Zeichen- und Malutensilien
Bürobedarf, technische Papiere
Füllhalter, Reiszeuge

lllllllllllllklllllsslllllllllllllls
des Kbg. Frauenvereins f. a. s .

Ostseebad ckanz

Königsbergerstraize 1

p
fortl.Mars tauml-malum
MilllgsllskgPk.·stllzlfslscllcsws

Wes-di lüs- ,,Ostland«·

F. Trittmacher
Spedltion n. Großfuhrbetrieb

KönigsbergPr.
Lizentgmbenstr.11-12
Sammet - Ur. 36366

Esamt. Istnstalausasscts- kaaklll ;-
zAlbert Siege

II
Königsberg Pr.

zk S a c l( h e j m 9 2
)

44444)

Gebr-. Kittler
Leder für alle Zwecke

Rönigöbevg pr.
AllstäbtischeBekgstraße11

Fernsprecher Nr. 33112 und 36350
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stelnclamm 189

MöSSLPASKIk
und Slnklchtungslssus

. Möbeltiscnlerei
lnnenausbau

ERNST DELLIN
Tischlermelster

Königsbekgxlkkq Ziegelstr. 14
Telefon 85993
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Hoch- und Tiefbou

Gesellschaft

lnh.: Gebr. Schmorsel

Königsberg Pr» Gluckstn 12
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««Inn-nimmItlunnnnmmsniiInn-InninmmimnnsnnnnwassqssqiqmqIII-IS Heim-z Ecke-Hort. .

Mit dem in jeder Art und Grötte

»SeedienftOftpreujsen«
ins Ordensland !
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Paktllmekie Favorit
lnlu F. Klein u. E. Wieck

Könlgsbekg Ist-» Pslssllvplslzll
Anruf 36712

unterhält ständig reich Sortiektes Logsk
in Zeiten« PskfsimekiemHaut-pflege- und

Totlette-Artil(eln

schohcrpläne - llatoplllne - ngggpssne
Eknlspltlaq

schalt F- Boesoldt
säcke- und Platten - Fabrik

flönigshekg Prq Lizentgkahoastr.ll
lelon 66 758

Taneteif-salqtum
10hs. Dikti, Königsberg Pr.

Vol-Städt Langgasse 93

Buch- u· Kunsthandlung

KONIGSBERG PR.
Gr. Schlossteichstrolze 8

.l)Äs"HAUS DED PHOTOFPEUNDE

Königsberg, steinclomm 128J29
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Heizungen
Wasserleitungen
Säaer usw-

llsttleutsclies

cantralliaizungswerk
lnhahers Herr-sann kohnert

Königsbekg (Pr.),König-sti- 82 b u. c

Telefan 32404 und 31917 Lingenu. co.
königsberg - Pr.

t Französische Str.1tleizungs-,lüitungs-,saniiäre Anlagen

srsq vzf T —r
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o M illiEIImasciiiilsiiiaiILli. EIsEIiIEiiEIlEist. nobIs-»S·lu- d« at i g
Inn. nassen schmauc-

g—v

Herstellung und Reparatur

tk n

xf f s
landwirtschaftlicher Maschinen

l und lndustriernaschinen
l( O l( s Eisenkanstruktianeni

Arsy : 'r-

llir Zentral-umlklagen-Wangen
liefert in guter Qualität und in jeder stöckgrötze

W stäcltisches Gaswerk- Tilsit

s- Backe mit Hefe s III-III «- Koche mit Hefe sk

O- H- T- III-E
Ostckeatsche Hekewetke, Äbtlg. det- Nokcldeutschen Hefe-Industrie

Tllslt Fern-us M

Kornhausgenossenschaft e. G. rn. b. H. zu Tilsit
Zweigstellen in Gr.Brit.t-nlen, kaukehrnem Naujenlnglcen, Rsutcnberg,szlllen

Das genossenschaftl. Landwarserrslnsttmt fiir die Kreise »Mit-Rath u. Wieder-eng

schau nicht rechts

schau nicht links
kaut bei

llauclies u. Bugenings

Walter Bergau v Tilsit
MMMWIW

sommerstr. 4s. Fernruf 8427 Luft-phot-

Unternehmung für-.- ist
Eisenbahn-, Wasser- und strahenbau fllslt. Deutsche stkasie 73

Beten-, Eisenbetortbauten und das stoka - fertige kleidung - Wollwarcn

Kanalisation Gebot zentralheixungen
sanitäre Anlagen

dek- skggckex Pumpens u. Wasserworsorgung

Otto case-net-

SchasstIekienfreipläßel—W s»


